


Die Verantwortung der OSZE für diesen Fragenkomplex wurde anläßlich
des Ratstreffens der Außenminister in Stockholm im Dezember 1992 be­
stätigt.
Der litauischen Regierung gelang es frühzeitig, zu einer Einigung mit der
Moskauer Führung über einen Truppenrückzug des russischen Militärs zu
gelangen und diesen fri~tgerechtbis zum August 1993 abzuschließen. Hin­
gegen verband man in Moskau die Frage des Truppenrückzuges aus Lett­
land mit dem Problem der russischsprachigen Nicht-Staatsbürger und ih­
rer Behandlung durch den lettischen Staat. Litauen konnte auf Grund ei­
ner vorteilhaften demographischen Situation allen registrierten Einwoh­
nern die litauische Staatsbürgerschaft verleihen und damit die Regierung
in Moskau kompromißbereit in der Truppenrückzugsfrage stimmen. Die
lettische Führung sah sich hingegen schärfster russischer Kritik hinsicht­
lich der Auflagen zur Erlangung der Staatsbürgerschaft ausgesetzt. Ange­
sichts von Schätzungen der russischen Truppenstärke im Baltikum, die
sich im Jahre 1992 in einem Bereich von 120000 bis 150 000 Mann beweg­
ten, und der im Sommer desselben Jahres entwickelten russischen Kon­
zeption des "nahen Auslands" war ein Engagement der OSZE angeraten,
um eine weitere Eskalation des Konflikts zu vermeiden.
Nachdem bereits im Februar 1993 eine OSZE-Mission nach Estland ent­
sandt wurde, folgte im November 1993 die Bildung der Mission in Lett­
land. Anfänglich mußte die OSZE sich des Drucks einiger Teilnehmer­
staaten, vornehmlich Rußlands, beugen, indem das Mandat beider Missio­
nen auf die Überwachung der Menschen- und Minderheitenrechte und die
Beratung der Regierungen in diesen Zusammenhang begrenzt wurde.
Dem verständlichen Wunsch der lettischen Führung, die Mission in die
Problematik des Truppenabzuges einzubeziehen, wurde erst nach Ab­
schluß des Vertrages zwischen der Lettischen Republik und der Russi­
schen Föderation vom 30. April 1994 entsprochen. Dieser Vertrag war das
Ergebnis langwieriger und komplizierter Verhandlungen, die letztlich mit
einer Kompromißregelung den endgültigen Abzug der russischen
Truppen zum 31. August 1994 sicherten. Der Kompromiß sieht den
fortgesetzten Betrieb der ABM-Radarstation in Skrunda bis zum 31.
August 1998 und die anschließende Demontage in einem Zeitraum von
anderthalb Jahren vor und gestattet die Stationierung von 599
militärischen und 199 zivilen Spezialisten in der Station. Ein zweiter
Kompromiß, welcher die soziale Sicherheit der bis zum Januar 1992 in
den Ruhestand versetzten mehr als 22 000 russischen Militärs und ihrer
Familien in Lettland garantiert, ergänzte den Vertrag vom 30. April 1994.3

3 Vgl. TAlavs Jundzis, Latvijas Dro~ba un Aizsardzla (Lettlands Sicherheit und Vertei­
digung), Riga 1995, S. 326ff.
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angehörigkeitsfragen und damit zusammenhängende Probleme gegenüber
der lettischen Regierung und den lettischen Behörden ansyrechen und
ihnen zugleich in diesen Fragen beratend zur Seite stehen." Die OSZE
wurde hier nicht nur durch ihre Mission in Riga aktiv, sondern auch durch
ihren im Dezember 1992 eingesetzten Hohen Kommissar für nationale
Minderheiten (HKNM), Max van der Stoel. Dessen Aufgabe ist "... zum
frühestmöglichen mit Bezug auf Angelegenheiten
nationaler Minderheiten zu erkennen und wenn möglich zu dämpfen...".8

Der Hohe Kommissar wurde von der lettischen Regierung seine
Kommentare und Vorschläge zum StaatsbÜfgerschaftsgesetz abzugeben.
Diese fanden Berücksichtigung in der endgültigen Fassung dieses Geset­
zes.
Gleichzeitig verwiesen sowohl der HKNM als auch die auf
die Bedeutung, die durch die Regelungen des Staatsbürgerschaftsgesetzes
einem Fremdengesetz zufallen würde. In dieser Hinsicht wurden die teil­
weise willkürlichen Entscheidungen der Abteilung für Staatsbürgerschaft
und Immigration (PID) des Justizministeriums im Umgang mit Nicht­
Staatsbürgern kritisiert. Kürzliche Ereignisse des Sommers 1995, die in ei­
ner Auseinandersetzung zwischen dem lettischen Außenministerium und
dem PID um die Ausgabe von Staatenlosen-Pässen gipfelten, beweisen,
daß die Empfehlungen der Mission weiterhin Gültigkeit besitzen. Der
HKNM empfahl zudem, die eines "Quotensystems" zur Erlan-
gung der StaatsbÜfgerschaft zu überdenken. der
gen, die an die Sprachkenntnisse eines Staatsbürgers gestellt werden, un­
terstrich er die Notwendigkeit, der lettische Staat müsse jedem Bewerber
die Möglichkeit zum Erlernen der Sprache durch die Schaffung entspre­
chender Einrichtungen bieten.9 Die lettischen Behörden haben zuge­
stimmt, die im Rahmen des Naturalisierungsprozesses notwendigen
Sprachprüfungen durch der OSZE-Mission überwachen zu las­
sen. Die Mission arbeitet ebenfalls eng mit lettischen Stellen dem
United Nations Development zusammen, um in ei-
nem Latvian Language ein Curriculum zur der
nichtlettischsprachigen Einwohner in der zu erarbeiten.
Aber nicht nur innenpolitische in Lettland haben die Be-
ziehungen zwischen der OSZE und dem baltischen Land bestimmt. Große
Beunruhigung in den Staaten haben russische Vorschläge aus­
gelöst, "dritten Parteien" das Recht zum Peacekeeping in der OSZE-Re­
gion zu geben und derartige Missionen unter die der

7 CSCE Facts, herausgegeben durch das KSZE-Sekretariat, 24. Juni 1994, S. 43.
8 Wilhelm Höynck, a.a.O. (Anm. 1), S. 6.
9 CSCE Mission to Latvia, Activity Report 2, 14.01.1994, S. 7f; CSCE HCNM Brief an

den lettischen Außenminister vom 10. Dezember 1993, S. 3ff.
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staaten. Dieser Umstand ist besonders bemerkenswert im Lichte der un­
terschiedlichen innen- und außenpolitischen .Konstellationen in Estland,
Lettland und Litauen. Estlands und Lettlands Probleme mit den Verhand­
lungen zum Truppenrückzug und mit der Staatsbürger- und Fremdenge­
setzgebung waren im Falle Litauens nicht festzustellen. Nach dem Abzug
der russischen Truppen aus Litauen bis zum 31. August 1993 gab es keine
weiteren unmittelbar strittigen Fragen im Verhältnis zum großen
Nachbarn Rußland. Auch die traditionell gespannten Beziehungen zu Po­
len, die aus der Geschichte der Zwischenkriegszeit herrühren, scheinen
durch freundschaftliche Kontakte und Zusammenarbeit abgelöst worden
zu sein. Trotzdem stärkte die litauische Delegation den baltischen Nach­
barn den Rücken in ihren Bemühungen, zu einem akzeptablen Verhand­
lungsergebnis für den russischen Truppenrückzug zu kommen. Entspre­
chend äußerte sich der litauische Vertreter auf der 25. Sitzung des Aus­
schusses Hoher Beamter am 3. März 1994 in Prag. In dieser Mei­
nungsäußerung wird auch ein Problem erwähnt, welches Litauen, aber
auch ·seine nördlichen Nachbarn, in der Zukunft vor die OSZE bringen
könnte: die Konzentration von Truppen in der Kaliningrad-Enklave und
der Transit von militä-ri-schen Gütern und Soldaten durch litauisches Ter­
ritorium.12 Im Gebiet von Kaliningrad (Königsberg) sind russische Streit­
kräfte stationiert, deren Umfang auf 200 000 bis 500 000 Mann geschätzt
wird. Bereits mehrfach haben unangemeldete Transitflüge bzw. Trans­
porte durch litauisches Territorium zu diplomatischen Verstimmungen
zwischen Vilnius und Moskau geführt. Besonders beunruhigend wirkte die
Verlegung von Truppen aus Est- und Lettland in die Enklave, deren mili­
tärisches Potential sich damit noch weiter erhöhte.
Ein weiterer Konflikt in der baltischen Region könnte in der Zukunft eine
Internationalisierung und damit eine Einbeziehung der OSZE erleben.
Nach der Okkupation der baltischen Staaten wurden im Jahre 1944
Grenzgebiete Estlands und Lettlands, die durch die Friedensverträge So­
wjetrußlands mit diesen Staaten von 1920 unter estnische bzw. lettische
Oberhoheit gekommen waren, abermals in den Bestand der damaligen
RSFSR aufgenommen. Estland und Lettland berufen sich nun auf die wei­
te-re völkerrechtliche Gültigkeit der Friedensverträge von 1920 und for­
dern diese Territorien von Rußland zurück. Rußland hingegen beharrt mit
Hinweis auf die Inkorporation der baltischen Staaten 1940 auf einer Neu­
verhandlung der Grenzen. Zumindest Estland würde es vorziehen, den
Konflikt zu internationalisieren und der OSZE zur Vermittlung vorzule­
gen. Bisher haben allerdings weder estnisch-russische noch lettisch-russi-

12 Statement by Aidas Puklevicius, Head of the Lithuanian Delegation, on the Imple­
mentation of Para 15 of the Helsinki Summit Declaration 1992, 25th Meeting of the
CSO, unpubliziert, Prag, 3. März 1994.
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